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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Rosenstingl und Kollegen vom 21.3.1994, 

Zl. 6318/J-NR/l994, "Lieferantenfeindlfche 

Zahlungs- und VerrechnJngsbedingungen der Post" 

Im Allgemeinen: 

62SZ/ lAB 

1994 -05- 2" 

zu {,31f/J 

Vorweg möchte ich darauf hinweisen, daß die Post auf nationa­

ler und internationaler Ebene - mit Ausnahme des handgeschrie­

benen Briefes und der Postkarte sowie derzeit noch der Sprach­

telefonie - in voller Konkurrenz zu Privaten agiert. Von einem 

"Monopolunternehmen Post" kann daher nicht die Rede sein. 

Ihre Fragen darf ich wie fOlgt beantworten: 

Zu Frage I: 
"Ist Ihnen bekannt, daß die Post ihren Lieferanten laut "Zah­
lungs- und Verrechnungsbedingungen' ohne Berücksichtigung ei­
ner konkreten Frist fehlerhafte Rechnungen "jederzeit" zurück­
senden können?" 

In Zuge des Aufbaues eines Finanzmanagements mußte von der 

Post festgestellt werden, daß eine Vielzahl der vorgelegten 

Rechnungen sowohl grobe sachliche als auch rechnerische Mängel 

aufwiesen, deren Richtigstellung einen beträchtlichen admini­

strativen Mehraufwand erforderte. Die betroffenen Dienststel­

len wurden daher angewiesen, den Bestimmungen der ÖNORM A 2060 

- wonach grobe sachliche bzw. rechnerische Mängel zur Retour­

nierung der Rechnungen an den Absender zur Richtigstellung 

berechtigen - größtes Augenmerk zuzuwenden. 
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Zu den Fragen 2, 3 und 6: 
"Ist Ihnen bekannt, daß die Post sich laut Zahlungs- und Ver­
rechnungsbedingungen das Recht einräumt, innerhalb eines Mo­
nats (1) 3 %; innerhalb zweier Monate (1) 2 % Skonto vom Rech­
nungsbetrag abzuziehen, der erst nach drei Monaten endgültig 
fällig wird? ' 

Ist Ihnen bewußt, daß 
Zahlungsbedingungen, die 
hen, einräumt? 

sich die Post hiermit extrem 
weit über das übliche Maß 

günstige 
hinausge-

Welche Maßnahmen, werden Sie ergreifen, um die Post zu veran­
lassen, in Hinkunft im normalen Geschäftsleben übliche 
Zahlungsbedingungen zu vereinbaren'?" 

Seitens der Post wird aus betriebswirtschaftlieh gerechtfer­

tigten Gründen nur der in Punkt 2.13 der öNORM A 2060 vorgese­

hene Spielraum ausgeschöpft. 

Die bestellermächtigten Dienststellen der Post haben grund­

sätzlich mit den Lieferanten das Zahlungsziel 30 Tage mit 3 % 

Skonto zu vereinbaren. Das Zahlungsziel 60 Tage mit 2 % Skonto 

kommt nur für jene Fälle in Betracht, in denen wegen der Kom­

plexität der Rechnungen deren Bearbeitung bedeutend länger als 

30 Tage dauert. Die Frist von 120 Tagen ist im wesentlichen 

nur für Schlußrechnungen vorgesehen. 

Die genannten Zahlungsfristen sind im wesentlichen auf die 

Bearbeitung der Rechnungen gemäß den für die Post verbindli­

chen Bestimmungen des Bundeshaushaltsgesetzes bzw. der Bundes­

haushaltsverordnung zurückzuführen. 

Nach erfolgter Ausgliederung aus dem Bundeshaushalt wird sei­

tens der Post das Zahlungsziel 14 Tage mit 3 % Skonto ange­

strebt. 

Zu den Fragen 4 und 5: 
"Halten sie es für akzeptabel, daß ein staatliches Monopolun­
ternehmen, die Post, die Tatsache, daß es in vielen Bereichen 
zumindest im Inland ein Nachfragemonopol besitzt, derart unge­
niert ausnützt, um seinen Lieferanten unfaire Geschäftsbedin­
gungen zu diktieren'? 
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Wenn ja, wie begründen Sie dies in Hinblick auf die Tatsache, 
daß die Investitionen von staatlichen Großbetrieben wie der 
Post von Regierungsseite stets als Beschäftigungsprogramm dar­
gestellt werden und sich hier - aufgrund der genannten Proble­
me Bereich der Zahlungsbedingungen - als arge Belastung gerade 
der kleineren Zulieferbetriebe herausstellen?" 

Die neuen Zahlungs- und Verrechnungsbedingungen der Post wer­

den jeweils mit den Ausschreibungsrichtlinien sowie bei den 

Bestellungen bekanntgegeben. Aufgrund der vorstehenden Ausfüh­

rungen kann von einem "Ausnutzen" des von Ihnen unrichtig be­

haupteten Nachfragemonopols sowie vom "Diktieren" unfairer 

Geschäftsbedingungen keine Rede s~in. 

Es ist allerdings unbestritten, daß die Zahlungen der Post an 

die österreichische Wirtschaft einen wesentlichen Beitrag so­

wohl zur Sicherung bestehender als auch zur Schaffung neuer 

hochqualifizierter Arbeitsplätze im Sinne der Beschäftigungs­

politik darstellen. Im vergangenen Jahr flossen mehr als 

26 Milliarden Schilling an heimische Unternehmen - dies bedeu­

tete die Sicherung von 30.000 Arbeitsplätzen. 

Wieb., am;fq. Ha: 1994 
I 

Der \ minister 
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